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47. Gesetz vom 12. November 1997 und vom 11. März 1998 über den Einbau, den Betrieb und die Instand-
haltung von Aufzügen (Tiroler Aufzugsgesetz 1998)

48. Gesetz vom 11. März 1998, mit dem das Tiroler Almschutzgesetz geändert wird
49. Verordnung der Landesregierung vom 28. April 1998, mit der die Landes-Verwaltungsabgabenverord-

nung 1996 geändert wird
50. Verordnung der Landesregierung vom 28. April 1998, mit der die Gemeinde-Verwaltungsabgabenver-

ordnung 1996 geändert wird

47. Gesetz vom 12. November 1997 und vom 11. März 1998 über den
Einbau, den Betrieb und die Instandhaltung von Aufzügen (Tiroler
Aufzugsgesetz 1998)

Der Landtag hat beschlossen:
1. A b s c h n i t t

Allgemeine Bestimmungen
§ 1

Geltungsbereich
(1) Dieses Gesetz regelt den Einbau, den Be-

trieb und die Instandhaltung von Aufzügen, die
bauliche Anlagen dauerhaft bedienen. Dieses
Gesetz gilt für den Einbau, den Betrieb und die
Instandhaltung von Fahrtreppen und Fahrstei-
gen sinngemäß, soweit nichts anderes bestimmt
ist. Treppenschrägaufzüge, die dem Transport
von behinderten Personen dienen, fallen nicht
unter den Geltungsbereich dieses Gesetzes.

(2) Durch dieses Gesetz werden sonstige
Vorschriften über Aufzüge, Fahrtreppen und
Fahrsteige sowie die Zuständigkeit des Bundes
nicht berührt. 

(3) Durch dieses Gesetz werden die Richt-
linie 95/16/EG vom 29. Juni 1995 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa-
ten über Aufzüge, CELEX Nr. 395 L0016 (ABl.
Nr. L 213, S. 1) und die Empfehlung der Kom-
mission vom 8. Juni 1995 über die Verbesse-
rung der Sicherheit der vorhandenen Aufzüge,
CELEX Nr. 395 X 0216 (ABl.Nr. L 134, S. 37)
umgesetzt.

§ 2
Begriffsbestimmungen

(1) Aufzüge sind 
a) Hebezeuge, die zwischen festgelegten

Ebenen mittels eines Fahrkorbs verkehren, der

1. zur Personenbeförderung oder
2. zur Personen- und Güterbeförderung oder,
3. sofern der Fahrkorb betretbar ist und über

Steuereinrichtungen verfügt, die im Inneren des
Fahrkorbs oder in Reichweite einer dort be-
findlichen Person angeordnet sind, nur zur
Güterbeförderung, oder

4. ausschließlich zur Beförderung von Gü-
tern (nicht betretbare Güteraufzüge) 
bestimmt ist und starren Führungen entlang
fortbewegt wird, die gegenüber der Horizonta-
len um mehr als 15 v. H. geneigt sind, und

b) sonstige Hebezeuge, die zwischen festge-
legten Ebenen nach einem räumlich festgeleg-
ten Fahrverlauf fortbewegt werden. 

(2) Fahrtreppen sind kraftbetriebene Anla-
gen mit umlaufenden Stufenbändern zur Be-
förderung von Personen zwischen Verkehrs-
ebenen, die auf unterschiedlicher Höhe liegen.

(3) Fahrsteige sind kraftbetriebene Anlagen
mit umlaufenden stufenlosen Bändern zur Be-
förderung von Personen zwischen Verkehrs-
ebenen, die auf gleicher oder unterschiedlicher
Höhe liegen. 

2. A b s c h n i t t
Einbau und Abnahme von Aufzügen

§ 3
Technische Vorschriften

(1) Aufzüge müssen in allen ihren Teilen ent-
sprechend dem Stand der Technik so geplant
und ausgeführt werden, daß sie den für Aufzüge
der jeweiligen Art notwendigen Erfordernissen
der Sicherheit, der Festigkeit, der Dauerhaftig-
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keit, des Brand- und des Schallschutzes ent-
sprechen.

(2) Neue Aufzüge nach § 2 Abs. 1 lit. a Z. 1
bis 3 und zur Personenbeförderung bestimmte
Aufzüge nach § 2 Abs. 1 lit. b müssen dem zwei-
ten Abschnitt der Aufzüge-Sicherheitsverord-
nung 1996, BGBl. Nr. 780, alle übrigen neuen
Aufzüge der Maschinen-Sicherheitsverordnung,
BGBl. Nr. 306/1994, zuletzt geändert durch die
Verordnung BGBl. Nr. 781/1996, entsprechen.

(3) Bei sonstigen Hebezeugen nach § 2 Abs. 1
lit. b, die zur Personenbeförderung bestimmt
sind, darf die Hubhöhe zwei Meter nicht über-
steigen; dies gilt nicht für Theaterbühnen.

§ 4
Vorprüfung

Vor dem Einbau oder einer wesentlichen Än-
derung eines Aufzuges ist ein Prüfzeugnis eines
Aufzugsprüfers, daß das Vorhaben den Erfor-
dernissen nach § 3 entspricht, einzuholen. 

§ 5
Abnahmeprüfung

(1) Vor der erstmaligen Inbetriebnahme
sowie nach wesentlichen Änderungen eines
Aufzuges hat der Eigentümer eines Aufzuges
oder der sonst hierüber Verfügungsberech-
tigte ein Prüfzeugnis eines Aufzugsprüfers, 
daß der Aufzug den Erfordernissen nach § 3
entspricht, einzuholen und dieses der Behörde
vorzulegen. Der Aufzug darf erst nach der Aus-
stellung des Prüfzeugnisses in Betrieb genom-
men werden.

(2) Als wesentlich gelten Änderungen, die
auf die Beschaffenheit, die ein Aufzug nach den
Erfordernissen nach § 3 aufzuweisen hat, von
Einfluß sein können. Als wesentliche Änderun-
gen gelten insbesondere:

a) die Änderung der Anzahl oder der Lage
der Halte- oder Ladestellen;

b) die Änderung der Förderhöhe;
c) die Erhöhung der Tragfähigkeit (Nutz-

masse) um mehr als 10 v. H.;
d) die Änderung der Betriebsgeschwindigkeit

(Nenngeschwindigkeit) um mehr als 10 v. H. bis
zu 1 m/s oder um mehr als 5 v. H. bei einer höhe-
ren Betriebsgeschwindigkeit (Nenngeschwin-
digkeit);

e) die Änderung der Art und der Abmessun-
gen der Türen;

f) die Änderung der Steuerung von Schub-
knopf- auf das Rufsystem;

g) die Änderung der Art der Benützung;
h) die Änderung der Antriebsart, wie von

Trommel- auf Treibscheibenantrieb, von elek-

trischem auf hydraulischen Antrieb oder von
Getriebe auf getriebelosen Antrieb;

i) die Änderung der Lage der Gegenge-
wichtsfahrbahn;

j) die Verlegung des Triebwerkes oder des
Rollenraumes;

k) die Änderung des Zuganges und der Maße
des Triebwerksraumes;

l) die Änderung des Zuganges und der Maße
des Rollenraumes.

Bei wesentlichen Änderungen eines Aufzu-
ges ist eine Verbesserung der Sicherheit, insbe-
sondere durch den Einbau von Sicherheitsbau-
teilen, herbeizuführen, wobei die im § 27 Abs. 2
Z. 1 bis 10 der Aufzüge-Sicherheitsverordnung
1996 angeführten Leitsätze zu beachten sind.

(3) Wird ein Aufzug in Betrieb genommen,
ohne daß ein Prüfzeugnis nach Abs. 1 vorliegt,
so hat die Behörde den Betrieb des Aufzuges zu
untersagen. Bei Gefahr im Verzug kann die
Behörde den Aufzug durch Ausübung unmit-
telbarer Befehls- und Zwangsgewalt sperren.

3. A b s c h n i t t
Betrieb und Instandhaltung 

von Aufzügen
§ 6

Betriebs- und 
Instandhaltungsvorschriften

Der Eigentümer eines Aufzuges oder der
sonst hierüber Verfügungsberechtigte hat dafür
zu sorgen, daß der Aufzug diesem Gesetz ent-
sprechend betrieben, gewartet und instandge-
halten wird.

§ 7
Aufzugsbuch

(1) Der Eigentümer eines Aufzuges oder der
sonst hierüber Verfügungsberechtigte hat ein
Aufzugsbuch zu führen und beim Aufzug auf-
zubewahren. 

(2) In das Aufzugsbuch sind neben den Ein-
tragungen nach den §§ 9 Abs. 3 und 13 Abs. 1
die Fabrikationsnummer, das Baujahr, der Er-
bauer und die technischen Daten des Aufzuges,
ein Vermerk über die Ausstellung des Prüf-
zeugnisses nach § 5, der Zeitpunkt der Inbe-
triebnahme des Aufzuges, Sperren des Aufzu-
ges und Unfälle beim Betrieb des Aufzuges ein-
zutragen. Eintragungen in das Aufzugsbuch
dürfen, abgesehen von der Bestätigung nach
§ 10 Abs. 1, nur vom Aufzugsprüfer oder von
Organen einer befugten Prüfstelle vorgenom-
men werden.
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(3) Das Aufzugsbuch ist dem Aufzugsprüfer
und den Organen der Behörde auf Verlangen
vorzulegen.

§ 8
Betriebskontrolle

(1) Der Eigentümer eines Aufzuges oder der
sonst hierüber Verfügungsberechtigte hat für
die regelmäßige Kontrolle der Betriebssicher-
heit durch eine Betreuungsperson oder ein Be-
treuungsunternehmen zu sorgen und sicherzu-
stellen, daß im Fahrkorb von Aufzügen einge-
schlossene Personen ehestmöglich befreit wer-
den können.

(2) Die Betreuungsperson oder das Betreu-
ungsunternehmen hat sich bei Betrieb des Auf-
zuges davon zu überzeugen, daß keine offen-
sichtlich betriebsgefährlichen Mängel oder Ge-
brechen bestehen. Aufzüge nach § 2 Abs. 1 lit. a,
die nicht mit einer Fehlschließsicherung der
Verriegelung der Schachttür ausgestattet sind
und deren Fahrkorb nicht mit einer Tür, einer
Lichtschranke, einem Lichtgitter oder einer be-
weglichen Schwelle bei jeder Öffnung gesi-
chert ist, sind an jedem Betriebstag zu prüfen.
Im übrigen sind Aufzüge während der Be-
triebszeit wöchentlich zu prüfen. Fahrtreppen
und Fahrsteige sind jeweils vor der Inbetrieb-
nahme zu prüfen.

(3) Die Betreuungsperson oder das Betreu-
ungsunternehmen hat die im § 20 Abs. 1 Z. 1 
bis 9 der Aufzüge-Sicherheitsverordnung 1996
angeführten technischen Erfordernisse zu prü-
fen.

§ 9
Regelmäßige und 

außerordentliche Überprüfung
(1) Der Eigentümer eines Aufzuges oder der

sonst hierüber Verfügungsberechtigte hat die-
sen durch einen Aufzugsprüfer in regelmäßigen
Zeitabständen überprüfen zu lassen. Mit der
Durchführung der Überprüfung ist ein Auf-
zugsprüfer schriftlich zu beauftragen.

(2) Aufzüge nach § 2 Abs. 1 lit. a Z. 1 bis 3,
zur Personenbeförderung bestimmte Aufzüge
nach § 2 Abs. 1 lit. b sowie Fahrtreppen und
Fahrsteige sind jedes Jahr, Aufzüge nach § 2
Abs. 1 lit. a Z. 4 mit einer Nutzmasse von mehr
als 100 kg sind alle zwei Jahre, alle übrigen Auf-
züge sind alle drei Jahre, vom Zeitpunkt der In-
betriebnahme an gerechnet, daraufhin zu über-
prüfen, ob sie diesem Gesetz entsprechen. 

(3) Der Aufzugsprüfer hat den Befund jeder
Überprüfung in das Aufzugsbuch einzutragen.
Bei der Überprüfung hat die Betreuungsperson

oder ein Vertreter des Betreuungsunternehmens
anwesend zu sein und die Kenntnisnahme des
Befundes durch seine Unterschrift zu bestäti-
gen. Der Aufzugsprüfer hat zu behebende Män-
gel oder Gebrechen mit Festsetzung einer an-
gemessenen Frist für deren Behebung in das
Aufzugsbuch einzutragen.

(4) Die Behörde kann eine außerordentliche
Überprüfung eines Aufzuges auf Kosten des
Eigentümers des Aufzuges oder des sonst hier-
über Verfügungsberechtigten anordnen, wenn
dies aus Gründen der Sicherheit von Personen
erforderlich ist.

(5) Der Eigentümer eines Aufzuges oder der
sonst hierüber Verfügungsberechtigte ist ver-
pflichtet, den Organen der Behörde zur Über-
prüfung des Aufzuges den Zutritt zu den in Be-
tracht kommenden Grundstücken, Gebäuden
und sonstigen Anlagen im erforderlichen Aus-
maß zu gewähren.

§ 10
Behebung 

von festgestellten Mängeln 
oder Gebrechen

(1) Der Eigentümer eines Aufzuges oder der
sonst hierüber Verfügungsberechtigte ist ver-
pflichtet, festgestellte Mängel oder Gebrechen
des Aufzuges unverzüglich zu beheben. Die Be-
hebung der Mängel oder Gebrechen ist vom
ausführenden Unternehmen im Aufzugsbuch
zu bestätigen. 

(2) Der Aufzugsprüfer hat sich von der Be-
hebung der Mängel oder Gebrechen innerhalb
der von ihm festgesetzten Frist zu überzeugen.
Nach fruchtlosem Ablauf der Frist hat der Auf-
zugsprüfer unbeschadet seiner weiteren Über-
prüfungspflicht die Behörde schriftlich davon
zu verständigen.

(3) Befindet sich ein Aufzug in einem die-
sem Gesetz nicht entsprechenden Zustand, so
hat die Behörde dem Eigentümer des Aufzuges
oder dem sonst hierüber Verfügungsberechtig-
ten die unverzügliche Behebung der Mängel
oder Gebrechen aufzutragen.

§ 11
Außerbetriebnahme 

von Aufzügen
(1) Der Eigentümer eines Aufzuges oder der

sonst hierüber Verfügungsberechtigte, die Be-
treuungsperson oder ein Vertreter des Betreu-
ungsunternehmens sind verpflichtet, den Auf-
zug sofort außer Betrieb zu nehmen, wenn sie

a) erkennen, daß die Betriebssicherheit des
Aufzuges nicht mehr gegeben ist, oder
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b) vom Aufzugsprüfer davon in Kenntnis
gesetzt werden, daß die Betriebssicherheit des
Aufzuges nicht mehr gegeben ist. 

In solchen Fällen darf der Aufzug erst nach
der Behebung der Mängel, im Falle der lit. b
überdies nur nach vorheriger Überprüfung
durch den Aufzugsprüfer, wieder in Betrieb
genommen werden.

(2) Die Behörde hat den Betrieb eines nicht
vorschriftsmäßig überprüften Aufzuges sowie
eines Aufzuges, dessen Betriebssicherheit nicht
mehr gegeben ist, zu untersagen. Bei Gefahr im
Verzug kann die Behörde in solchen Fällen den
Aufzug durch Ausübung unmittelbarer Be-
fehls- und Zwangsgewalt sperren. Im Falle der
Untersagung des Betriebes oder der Sperre
eines Aufzuges darf dieser erst wieder in Be-
trieb genommen werden, wenn der Behörde
eine Bestätigung eines Aufzugsprüfers, daß der
Aufzug den Erfordernissen nach § 3 entspricht,
vorgelegt und die Untersagung des Betriebes
oder die Sperre des Aufzuges von der Behörde
aufgehoben wird.

§ 12
Mitteilungspflicht

Der Eigentümer eines Aufzuges oder der
sonst hierüber Verfügungsberechtigte ist ver-
pflichtet, Unfälle und sonstige besondere Vor-
fälle, die sich beim Betrieb des Aufzuges ereig-
nen, sowie jede Außerbetriebnahme des Auf-
zuges im Sinne des § 11 Abs. 1 lit. a sofort dem
Aufzugsprüfer mitzuteilen.

4. A b s c h n i t t
Qualifizierte Personen

§ 13
Betreuungsperson

(1) Zu Betreuungspersonen dürfen nur Per-
sonen bestellt werden, die mindestens 18 Jahre
alt, körperlich, geistig und fachlich geeignet so-
wie verläßlich sind. Die fachliche Eignung,
insbesondere die Kenntnis der technischen Ein-
richtungen und der Betriebsvorschriften des
Aufzuges, ist vom Aufzugsprüfer festzustellen.
Ist die fachliche Eignung gegeben, so hat der
Aufzugsprüfer den Namen der bestellten Be-
treuungsperson in das Aufzugsbuch einzutra-
gen. Die Betreuungsperson darf ihre Tätigkeit
erst nach erfolgter Eintragung aufnehmen.

(2) Der Aufzugsprüfer hat sich im Rahmen
der Überprüfung nach § 9 von der Eignung der
Betreuungsperson zu überzeugen. Entspricht
die Betreuungsperson den Anforderungen nach
Abs. 1 nicht mehr, so hat der Aufzugsprüfer die

Betreuungsperson aus dem Aufzugsbuch zu
streichen. Der Eigentümer des Aufzuges oder
der sonst hierüber Verfügungsberechtigte hat
unverzüglich eine neue geeignete Betreuungs-
person zu bestellen.

§ 14
Betreuungsunternehmen

(1) Der Eigentümer eines Aufzuges oder der
sonst hierüber Verfügungsberechtigte kann
schriftlich ein Unternehmen mit der Betreuung
des Aufzuges beauftragen, wenn das Unterneh-
men über befähigtes und entsprechend ausge-
bildetes Personal verfügt. Bei Aufzügen nach
§ 2 Abs. 1 lit. a Z. 1 bis 3 und bei Aufzügen nach
§ 2 Abs. 1 lit. b, die zur Personenbeförderung
bestimmt sind, ist überdies erforderlich, daß das
Unternehmen über eine technische Überwa-
chungszentrale verfügt, an die der Aufzug über
ein Leitsystem für Fernnotrufe angeschlossen
werden kann. Eine Ausfertigung des Betreu-
ungsvertrages ist dem Aufzugsbuch beizule-
gen.

(2) Die technische Überwachungszentrale
hat den im § 23 Abs. 2 Z. 1 bis 14 der Aufzüge-
Sicherheitsverordnung 1996 festgelegten Min-
destanforderungen und den im § 23 Abs. 3 Z. 1
bis 6 der Aufzüge-Sicherheitsverordnung 1996
angeführten organisatorischen Voraussetzun-
gen zu entsprechen.

(3) Die Erfüllung der Voraussetzungen nach
Abs. 2 ist von einer für Baumusterprüfungen
für Aufzüge akkreditierten Prüfstelle zu prüfen
und durch ein Zertifikat zu bestätigen.

§ 15
Aufzugsprüfer

(1) Die Landesregierung hat jene Personen
zu Aufzugsprüfern zu bestellen, die unter Nach-
weis ihrer fachlichen Befähigung (Abs. 2)
schriftlich um ihre Bestellung ansuchen.

(2) Die fachliche Befähigung ist durch Diplo-
me, Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähi-
gungsnachweise, aus denen hervorgeht, daß der
Inhaber ein mindestens dreijähriges Studium
oder ein dieser Dauer entsprechendes Teilzeit-
studium an einer Universität, einer Hochschule
oder einer anderen Ausbildungseinrichtung mit
gleichwertigem Niveau absolviert hat, sowie
eine mindestens einjährige praktische Verwen-
dung im Aufzugsbau nachzuweisen.

(3) Die praktische Verwendung im Aufzugs-
bau ist durch Nachweise über Tätigkeiten auf
folgenden Gebieten zu erbringen:

a) die Konstruktion und Bemessung mecha-
nischer und elektrischer Anlagenteile,
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b) die Bearbeitung von Schaltplänen (Steue-
rungs-, Antriebs- und Regelungsbereiche, Si-
cherheitsstromkreise und dergleichen) und 

c) der Einbau von Aufzügen im mechani-
schen und elektrotechnischen Bereich.

(4) Von den im Abs. 3 vorgeschriebenen
Nachweisen kann abgesehen werden, wenn
eine andere gleichwertige Tätigkeit auf dem
Gebiet des Aufzugswesens ausgeübt wurde und
hierüber Nachweise erbracht werden, insbeson-
dere durch Zeugnisse über qualifizierte Tätig-
keiten auf dem Gebiet der Aufzugsprüfung un-
ter Leitung eines Aufzugsprüfers. Eine minde-
stens einjährige Prüftätigkeit in einer zugelas-
senen Prüfstelle für Aufzüge gilt jedenfalls als
Nachweis im Sinne des Abs. 3.

(5) Personen, die sich in einem wirtschaftli-
chen Abhängigkeitsverhältnis zu einem Unter-
nehmen befinden, das sich mit dem Bau oder
der Instandhaltung von Aufzügen befaßt, dür-
fen nicht zu Aufzugsprüfern bestellt werden.

(6) Beim Amt der Landesregierung ist ein
Verzeichnis der bestellten Aufzugsprüfer zu
führen. Dies ist zur allgemeinen Einsicht auf-
zulegen sowie jährlich im Boten für Tirol zu
verlautbaren.

(7) Der Aufzugsprüfer hat die Aufzüge, mit
deren Überprüfung er betraut ist, innerhalb der
Fristen nach § 9 Abs. 2 persönlich zu überprü-
fen. Im Falle seiner Verhinderung hat er einen
anderen Aufzugsprüfer mit der Durchführung
der Überprüfung zu beauftragen.

(8) Die Landesregierung hat die Bestellung
zum Aufzugsprüfer zu widerrufen, wenn ein
Aufzugsprüfer seine Befugnis zurückgelegt,
wiederholt gegen Pflichten verstoßen oder sich
als nicht genügend sachkundig erwiesen hat.

(9) Die Bestellung zu Aufzugsprüfern nach
den entsprechenden Rechtsvorschriften des
Bundes oder eines anderen Bundeslandes ist je-
ner nach diesem Gesetz gleichzuhalten.

5. A b s c h n i t t
Behörden, Straf-, Übergangs- 

und Schlußbestimmungen
§ 16

Behörden, eigener Wirkungsbereich 
der Gemeinde

(1) Behörden im Sinne dieses Gesetzes sind
die für die Vollziehung in Bausachen zuständi-
gen Behörden.

(2) Die nach diesem Gesetz von Organen der
Gemeinde zu besorgenden Aufgaben fallen in
den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde.

§ 17
Strafbestimmungen

(1) Wer
a) als Eigentümer eines Aufzuges oder als

sonst hierüber Verfügungsberechtigter einen
neu errichteten oder wesentlich geänderten Auf-
zug ohne Prüfzeugnis außer für Probezwecke in
Betrieb nimmt oder in Betrieb nehmen läßt,

b) als Eigentümer eines Aufzuges oder als
sonst hierüber Verfügungsberechtigter den Ver-
pflichtungen nach § 7 Abs. 1 und 3, § 8 Abs. 1,
§ 9 Abs. 1 und 5, § 10 Abs. 1 und § 12 nicht
nachkommt,

c) einem behördlichen Auftrag nach § 10
Abs. 3 nicht nachkommt,

d) als Betreuungsperson oder dafür verant-
wortliche Person eines Betreuungsunterneh-
mens den Verpflichtungen nach § 8 Abs. 2 nicht
oder nicht rechtzeitig nachkommt,

e) als Eigentümer eines Aufzuges oder als
sonst hierüber Verfügungsberechtigter, als Be-
treuungsperson oder dafür verantwortliche Per-
son eines Betreuungsunternehmens den Aufzug
nicht sofort außer Betrieb nimmt, obwohl er er-
kennt oder vom Aufzugsprüfer davon in Kennt-
nis gesetzt wird, daß die Betriebssicherheit des
Aufzuges nicht mehr gegeben ist,

f) einen wegen mangelnder Betriebssicher-
heit außer Betrieb genommenen Aufzug entge-
gen § 11 Abs. 1 zweiter Satz wieder in Betrieb
nimmt,

g) einen Aufzug, dessen Betrieb von der
Behörde untersagt oder der von der Behörde ge-
sperrt wurde, vor der Aufhebung der Unter-
sagung des Betriebes oder der Sperre in Betrieb
nimmt,

h) als Aufzugsprüfer den Verpflichtungen
nach § 10 Abs. 2 und § 15 Abs. 7 nicht nach-
kommt,
begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand 
einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallen-
den strafbaren Handlung bildet, eine Verwal-
tungsübertretung und ist von der Bezirksver-
waltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu
100.000,– Schilling zu bestrafen.

(2) Der Versuch ist strafbar.

§ 18
Geschlechtsspezifische Bezeichnung

Personenbezogene Begriffe in diesem Ge-
setz haben keine geschlechtsspezifische Be-
deutung. Sie sind bei der Anwendung auf be-
stimmte Personen in der jeweils geschlechts-
spezifischen Form zu verwenden.
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§ 19
Übergangsbestimmungen

(1) Bewilligungen für die Errichtung, die Än-
derung und den Betrieb von Aufzügen, die vor
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits rechts-
kräftig erteilt wurden, bleiben unberührt. Die
Behörde hat jedoch die Behebung von Mängeln
an Aufzügen, für deren Errichtung, deren Än-
derung oder deren Betrieb im Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Gesetzes bereits eine rechts-
kräftige Bewilligung vorliegt, vorzuschreiben,
soweit dies zur Hintanhaltung von Gefahren für
das Leben oder die Gesundheit von Menschen
notwendig ist.

(2) Aufzüge nach § 2 Abs. 1 lit. a Z. 1 bis 3,
zur Personenbeförderung bestimmte Aufzüge
nach § 2 Abs. 1 lit. b sowie die Sicherheitsbau-
teile solcher Aufzüge dürfen weiterhin einge-
baut werden, sofern in einem vor dem Ablauf
des 30. Juni 1999 ausgestellten Prüfzeugnis
nach § 4 von einem Aufzugsprüfer bestätigt
wird, daß das Vorhaben dem zweiten Abschnitt
der Aufzüge-Sicherheitsverordnung, BGBl. Nr.
4/1994, entspricht.

(3) Die Behörde kann auf Antrag den Einbau

von neuen Aufzügen in bestehende Gebäude
oder den Einbau von Aufzügen, die schon vor
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes betrieben
worden sind, abweichend von den Erfordernis-
sen nach § 3 Abs. 2 bewilligen, wenn die tech-
nischen Anforderungen nach § 3 Abs. 1 in glei-
cher Weise erfüllt werden.

(4) Aufzugsprüfer, die vor dem Inkrafttreten
dieses Gesetzes von der Landesregierung be-
stellt wurden, gelten als im Sinne des § 15 be-
stellt.

§ 20
Schlußbestimmungen, Notifikation

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem Ablauf des
Tages der Kundmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt das Tiroler Aufzugs-
gesetz, LGBl. Nr. 23/1980, außer Kraft.

(3) Dieses Gesetz wurde unter Einhaltung der
Bestimmungen der Richtlinie 83/189/EWG des
Rates vom 28. März 1983 über ein Informa-
tionsverfahren auf dem Gebiet der Normen und
technischen Vorschriften in der Fassung der
Richtlinien 88/182/EWG und 94/10/EG der
Europäischen Kommission notifiziert (Notifi-
kationsnummer 97/669/A).

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Lichtenberger

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

49. Verordnung der Landesregierung vom 28. April 1998, mit der die
Landes-Verwaltungsabgabenverordnung 1996 geändert wird

Auf Grund des § 2 Abs. 1 des Tiroler Ver-
waltungsabgabengesetzes, LGBl. Nr. 24/1968,
in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 14/1975
wird verordnet:

Artikel I
Die Anlage zu § 1 Abs. 1 der Landes-Verwal-

tungsabgabenverordnung 1996, LGBl. Nr. 23,
zuletzt geändert durch die Verordnung LGBl.
Nr. 38/1998, wird wie folgt geändert:

Im Abschnitt XVI Sonstige Angelegenheiten
haben die Tarifposten 158 und 159 zu lauten:

„158. Bestellung zum Aufzugsprüfer (§ 15
Abs. 1 des Tiroler Aufzugsgesetzes 1998,
LGBl. Nr. 47) .................................. S 1.600,–

159. Soweit Akte der Vollziehung in Auf-
zugsangelegenheiten – ausgenommen § 15 – in
die Zuständigkeit von Landesbehörden fallen
(§ 16 Abs. 1 des Tiroler Aufzugsgesetzes 1998
in Verbindung mit den §§ 50 Abs. 3 und 51
Abs. 3 der Tiroler Bauordnung 1998, LGBl.
Nr. 15), gilt der Abschnitt IV des Besonderen
Teiles des Tarifes der Gemeinde-Verwaltungs-
abgabenverordnung 1996, LGBl. Nr. 24, in der
jeweils geltenden Fassung.“

Artikel II
Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des

Tages der Kundmachung in Kraft.

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

48. Gesetz vom 11. März 1998, mit dem das Tiroler Almschutzgesetz
geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Das Tiroler Almschutzgesetz, LGBl. Nr. 49/

1987, wird wie folgt geändert:
1. Im Abs. 1 des § 4 wird im zweiten Satz das

Zitat „des Tiroler Naturschutzgesetzes, LGBl.
Nr. 15/1975“ durch das Zitat „des Tiroler Na-
turschutzgesetzes 1997, LGBl. Nr. 33“ ersetzt.

2. § 5 wird aufgehoben.
3. Im Abs. 2 des § 8 werden das Zitat „des

Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
1950“ durch das Zitat „des Allgemeinen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes 1991“ und das Zi-
tat „des Verwaltungsstrafgesetzes 1950“ durch
das Zitat „des Verwaltungsstrafgesetzes 1991“
ersetzt.

4. Der Abs. 1 des § 9 hat zu lauten:
„(1) Wer als Eigentümer einer Alm oder als

Nutzungsberechtigter im Sinne des Wald- und
Weideservitutengesetzes nicht dafür sorgt, daß

a) der Almbetrieb ordnungsgemäß und re-
gelmäßig ausgeübt wird oder

b) die zum Almbetrieb erforderlichen Grund-
flächen, Gebäude und anderen Anlagen so er-
halten werden, daß der Almbetrieb möglich
bleibt, obwohl ihm dies wirtschaftlich zumut-
bar ist,
begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer
in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden
strafbaren Handlung bildet, eine Verwaltungs-
übertretung und ist von der Behörde mit einer
Geldstrafe bis zu 60.000,– Schilling zu be-
strafen.“

Artikel II
Dieses Gesetz tritt mit dem Ablauf des Tages

der Kundmachung in Kraft.
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50. Verordnung der Landesregierung vom 28. April 1998, mit der die
Gemeinde-Verwaltungsabgabenverordnung 1996 geändert wird

Auf Grund des § 2 Abs. 1 des Tiroler Ver-
waltungsabgabengesetzes, LGBl. Nr. 24/1968,
in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 14/1975
wird verordnet:

Artikel I
Die Anlage zu § 1 Abs. 1 der Gemeinde-

Verwaltungsabgabenverordnung 1996, LGBl.
Nr. 24, zuletzt geändert durch die Verordnung
LGBl. Nr. 37/1998, wird wie folgt geändert:

Der Abschnitt IV hat zu lauten:
„IV. Aufzugsangelegenheiten

(Tiroler Aufzugsgesetz 1998, LGBl. Nr. 47)
20. Aufhebung der Untersagung des Be-

triebes oder der Sperre von Aufzügen, Fahr-

treppen oder Fahrsteigen (§ 11 Abs. 2, gegebe-
nenfalls in Verbindung mit § 1 Abs. 1 zweiter
Satz) ................................................... S 730,–

21. Bewilligung des Einbaus von Aufzügen,
Fahrtreppen oder Fahrsteigen (§ 19 Abs. 3, 
gegebenenfalls in Verbindung mit § 1 Abs. 1
zweiter Satz) ..................................... S 730,–“

Artikel II
Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des

Tages der Kundmachung in Kraft.
Der Landeshauptmann:

Weingartner
Der Landesamtsdirektor:

Arnold


